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Seit der letzten Ausgabe unserer Kanzleizeitung haben wir eine intensi-
ve und ereignisreiche Zeit erlebt. 

 Mit dem 1. Stabilitätsgesetz 2012 wurde zum Stichtag 01.04.2012  
eine neue Immobilienbesteuerung eingeführt. Dies erforderte im 
März noch entsprechende intensive Beratungsgespräche und in vie-
len Fällen konnten noch fristgerecht Vertragsabschlüsse nach dem 
„alten“ Recht getätigt werden. Nähere Details und Informationen 
dazu finden Sie mit einer entsprechenden übersichtlichen Darstel-
lung im Beitrag von Steuerberater MMag. Dr Peter Pülzl. 

 Die Gastgewerbepauschalierung wurde teilweise als verfassungs-
widrig aufgehoben. Hier sind für die betroffenen Klienten in der Zu-
kunft neue Überlegungen zur Steuergestaltung zu treffen. Bisher 
gibt es noch keine Aussagen seitens des BMF betreffend derer wei-
teren Vorgangsweise. 

 Mit der Schweiz wurde in Rekordtempo ein Steuerabkommen abge-
schlossen, da man hier auf erhebliche Einnahmen hofft. 

 Mit unserem Kollegen Klaus Thöne konnten wir uns anlässlich einer 
Firmenfeier über dessen 20-jähriges Dienstjubiläum freuen. 

 Ebenso erfreulich und beachtlich war das 20-jährige Dienstjubiläum 
mit unserem Geschäftspartner Bernhard Gruber, CMC, das ebenfalls 
mit einer entsprechenden Feier gewürdigt wurde. 

 Am 13.06.2012 konnten wir bei einer Kundenveranstaltung der Raiffei-
senbank Bramberg die neue Immobilienbesteuerung und das Schen-
kungsmeldegesetz ca. 60 interessierten Teilnehmern vorstellen. 

 Am 14.06.2012 konnte wieder als Kanzleihighlight unser Klientense-
minar „So prüft das Finanzamt“ mit KR Hannes Mitterer im Kammer-
landerstall mit 110 Teilnehmern veranstaltet werden. 

 Unsere Mitarbeiter wurden in zahlreichen internen und externen Ver-
anstaltungen auf die Fülle von neuen „Steuern & Trends“ vorbereitet 
und geschult. 

Wir wünschen allen Klienten und Partnern viel Spaß und interessante 
Informationen beim Lesen dieser Steuern & Trends.

 Stb. Hermann Gandler
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VORtRAG „SO PRüFt dAS FINANZAMt“

Foto vlnr. Dir. Josef Kröll, Dr. Christoph 

Leinberger, Stb. Hermann Gandler  

Dr. Christoph Leinberger, Fachex-
perte vom Raiffeisenverband Salz-
burg, konnte die 60 Teilnehmer 
über sinnvolle Vermögensübertra-
gungen, gesetzliche Erbfolge, Tes-
tament und mögliche gesetzliche 
Verfügungsbeschränkungen bei 
den Bankprodukten im Todesfall in-
formieren. 
Es ist ihm dabei hervorragend ge-
lungen, die Zuhörer für diese wich-
tigen Rechtsbereiche praxisnah zu 
sensibilisieren. 
Steuerberater Hermann Gandler 
präsentierte dazu das sogenannte 
„Schenkungsmeldegesetz“ und in-

formierte über die neue Immobilien-
besteuerung ab 01.04.2012. 
Bei einem hervorragenden Buffet, 
das von den Schüler(innen) der 
Tourismusschule Bramberg serviert 
wurde, konnten noch weitere in-
teressante Fragen in angenehmer 
Atmosphäre diskutiert werden. Dr. 
Leimberger konnte den Abend mit 
einem Spruch von Perikles treffend 
zusammenfassen: „Es ist nicht un-
sere Aufgabe die Zukunft vorauszu-
sagen, sondern auf sie gut vorbe-
reitet zu sein“.

Stb. Hermann Gandler

Die Finanzverwaltung hat im Rah-
men von Pilotprojekten in Wien und 
Tirol die praktische Umsetzung von 
Liquiditätsprüfungen getestet, wo-
bei die Erfahrungen derart positiv 
waren, dass sie nunmehr auf alle 
anderen Bundesländer ausgewei-
tet werden. 

Diese sollen den Zweck verfolgen, 
die Zahlungsfähigkeit des Abga-
benpflichtigen und dessen vor-
aussichtliche Liquiditätsentwick-

lung zu prüfen. Damit soll mit dem 
Abgabenpflichtigen geklärt wer-
den, ob die Einbringlichkeit der 
ausstehenden Steuerrückstände 
gegeben ist. Das BMF begründet 
diese Vorgangsweise mit schnel-
leren Entscheidungen bei Abga-
bensicherungsmaßnahmen und 
bei Zahlungserleichterungsansu-
chen. Auch diese Liquiditätsprü-
fungen sind dem Abgabenpflich-
tigen tunlichst eine Woche vorher 
anzukündigen. 

Weiters sind nunmehr die ange-
kündigten standardisierten Kurz-
prüfungen seit 01.01.2012 vorge-
sehen. Dadurch soll durch Prüfung 
eines Jahres entschieden werden, 
ob aufgrund von Mängeln diese auf 
weitere Veranlagungsjahre ausge-
weitet wird. 

Gerne unterstützen wir Sie bei der-
artigen Prüfungen. 

Stb. Hermann Gandler

Herrn KR Hannes Mitterer, Wirt-
schaftsprüfer und Steuerberater 
sowie Verfahrensrechtsexperte aus 
Linz, ist es wiederum ausgezeich-
net gelungen, dieses umfangrei-
che und komplexe Steuerthema in 
einem spannenden und praxisbe-
zogenen Vortrag zu erläutern. Viele 
positive Rückmeldungen bestäti-
gen uns die Aktualität sowie Pra-
xistauglichkeit der präsentierten 
Themenschwerpunkte. So erfuhren 
die Teilnehmer Näheres über den 
verfahrensrechtlichen Ablauf eines 
Steuerprüfverfahrens sowie deren 
Rechte und Pflichten. 

In den darauffolgenden Gesprächen 
am vorbereiteten Buffet konnten  

noch diverse Spezialfragen disku-
tiert werden. 

Stb. Hermann Gandler und 
Stb. Mag. thomas Fritzenwallner

Foto vlnr.: Stb. Hermann Gandler, 

KR Hannes Mitterer, 

Stb. Mag. Thomas Fritzenwallner

Unter der folgenden Telefon-

nummer können Sie uns auch 

an Feiertagen und außerhalb 

der Bürozeiten für die Unter-

stützung bei Prüfungen durch 

das Finanzamt erreichen: 

Tel: 06565/6598 - 310

Zu diesem themenschwerpunkt lud die Raiffeisenbank Bramberg 
am 13.06.2012 zu einer Kundenveranstaltung in deren Räumlichkeiten ein.

die Geschäftsführung und die Mitarbeiter unserer Steuerberatungskanzlei konnten 
am 14.06.2012 im Kammerlanderstall in Neukirchen 110 interessierte Klienten 
zum Vortragsthema „So prüft das Finanzamt“ begrüßen.

www.fritzenwallner-gandler.at
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ERBEN uNd ScHENKEN 
uNd AN dIE ZuKuNFt dENKEN

LIquIdItätSPRüFuNGEN uNd 
StANdARdISIERtE KuRZPRüFuNGEN 

NEu IM tEAM Gerhard Obwaller

Jahr der Geburt 1982
Sternzeichen Zwilling
Hobbys Snowboarden, Mountainbiken, 
  Klettern, Fischen, Lesen
Ausbildung und • Lehre als KFZ- Mechaniker (1997-2001)
bisherige Tätigkeit • Ausbildung zum staatlich geprüften 
   Versicherungsfachmann (BÖV) mit 
   anschließendem Außendienst (2001-2006)
  • Berufsreifeprüfung am BFI in Salzburg 
  • Diplomstudium des Wirtschaftsrechts 
   an der Leopold Franzens Universität  
   in Innsbruck (seit 2007)
  • Assistent der Geschäftsführung 
   bei Gruber und Partner (2009-2011) 
  • Praktikum Fritzenwallner & Gandler (2011) 
Arbeitsbereich Steuerberater-Berufsanwärter
im Team seit Mai 2012
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Seit der Aufhebung der Erb-
schafts- und Schenkungssteuer mit 
01.08.2008 besteht für bestimmte 
Schenkungen eine Melde- bzw. An-
zeigepflicht beim Finanzamt. Das 
Ziel dieser Meldepflicht seitens des 
Finanzamtes besteht darin, größere 
Vermögensverschiebungen nach-
vollziehen zu können. Dieser Artikel 
beschreibt nochmals die wesentli-
chen Anknüpfungspunkte, bei de-
nen eine Meldepflicht besteht.

Eine Anzeigepflicht kann sich 
grundsätzlich bei der Schenkung 
von folgenden Vermögensgegen-
ständen ergeben:

 Bargeld, Kapitalforderungen, An-
teilen an Kapitalgesellschaften, 
Beteiligungen an Mitunterneh-
merschaften, Beteiligungen als 
stiller Gesellschafter

 Betrieben/Teilbetrieben

 Immaterielle Vermögensge-
genstände (z.B. Urheberrechte, 
Wohnrechte)

 Bewegliches Vermögen 
 (z.B. Kfz, Schmuck)

Keine Meldepflicht besteht bei der 
Schenkung von Grund und Boden, da 
für diese Schenkung Grunderwerbs-
steuerpflicht besteht.

Es gelten folgende Ausnahmen:

 Schenkungen zwischen nahen 
Angehörigen bis EURO 50.000,00 
innerhalb eines Jahres.

 Angehörige sind z.B.: Ehegatten, 
Eltern, Kinder, Großeltern, Ge-
schwister, Onkel/Tante, Cousin, 
Schwiegereltern, Schwiegerkinder

 Schenkungen zwischen anderen 
Personen bis zu EURO 15.000,00 
innerhalb von fünf Jahren.

 Sonstige Befreiungen
	 •	 Übliche	Gelegenheits-
  geschenke bis EURO 1.000,00
	 •	 Hausrat	einschließlich	Wäsche		

 und Kleidung
	 •	 Gewinne	aus	Preisaus-
  schreiben und Gewinnspielen

Die Anzeige hat binnen 3 Monaten ab 
Erwerb zu erfolgen. Die Anzeigever-
pflichtung gilt dabei zu ungeteilter 
Hand für Geschenkgeber, Erwerber 
sowie an der Schenkung beteiligte 
Notare. Eine Unterlassung der Mel-
dung stellt eine Finanzordnungs-
widrigkeit dar und kann mit einer 
Geldstrafe bis zu 10% des gemeinen 
Wertes der geschenkten Sache be-
straft werden.

EXKuRS: Schenkungen mit 
geringem Inlandsbezug 
zB Zweitwohnungsbesitzer

Beispiel:
Ein deutscher Staatsbürger und sei-
ne Frau schenken der gemeinsamen 
Tochter ein Motorboot im Wert von 
EURO 110.000. Der Vater lebt mit sei-
ner Frau in Hamburg und beide haben 
dort den Hauptwohnsitz. Die Tochter 
arbeitet in München und hat dort ihren 
Wohnsitz. Die Familie hat zudem eine 
Ferienwohnung in Österreich, in der sie 
immer zwischendurch wohnt, etwa im 
Sommer oder Urlaube dort verbringt. 
Gemeldet sind dort aber nur die Eltern.

Beurteilung der Schenkung:
Es handelt sich dabei um eine an-
zeigepflichtige Schenkung. § 121a 
BAO differenziert nicht zwischen 
Hauptwohnsitz, Zweitwohnsitz oder 
einer anderen Wohnsitzform, denn 
es ist gemäß § 121a BAO ausrei-
chend, einen Wohnsitz im Inland zu 
haben. Der Wohnsitzbegriff ist im 
abgabenrechtlichen Sinn iSd § 26 
BAO zu verstehen. 

Das bedeutet, dass eine Wohnung 
unter Umständen ausreichend ist, 
die darauf schließen lassen, dass 
die Wohnung beibehalten und be-
nutzt wird.

Mag. Julian Holleis

MELdEPFLIcHt BEI ScHENKuNGEN

www.fritzenwallner-gandler.at
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Seit der Aufhebung der Erbschafts- und Schenkungssteuer mit 01.08.2008 besteht 
für bestimmte Schenkungen eine Melde- bzw. Anzeigepflicht beim Finanzamt.

Das Ziel dieses Abkommens besteht 
darin, dass Schweizer Banken von 
bisher unversteuertem Vermögen, 
welches auf Schweizer Konten de-
poniert ist, eine Steuer einheben und 
an die österreichische Finanzverwal-
tung überweisen. Es sollte somit zu 
einer ordnungsgemäßen Besteue-
rung von in der Schweiz veranlagtem 
Vermögen und erzielten Kapitalein-
künften kommen. Mit dieser Form 
der Pauschalbesteuerung kommt es 
zudem zu einer Legalisierung von in 
der Schweiz gehaltenem Vermögen – 
dies bedeutet, dass für die Anleger, 
die ihr Vermögen durch Steuerhinter-
ziehung erworben haben, ein Finanz-
strafverfahren entfällt.
Besonders attraktiv macht diese 
pauschale Abgeltungssteuer, dass 
damit die Einkommen- und die Um-
satzsteuer sowie die früher gelten-
de Erbschafts- und Schenkungs-
steuer abgegolten werden. Der 
Steuersatz ist abhängig davon, wie 
viel Vermögen in der Schweiz liegt. 
Der Mindeststeuersatz liegt bei  
15% und der Höchststeuersatz bei 
30%. Unter gewissen Voraussetzun-
gen kann bei besonders hohen Ver-
mögen der Steuersatz noch erhöht 
werden (bis zu 38%).
Das Abkommen richtet sich an alle in 
Österreich ansässigen natürlichen 
Personen, die am 01.01.2013 Inha-
ber eines Kontos oder Depots in der 
Schweiz oder Nutzungsberechtigte 
der Vermögenswerte sind. Konten 
von juristischen Personen oder Per-
sonengesellschaften sind von der 
neuen Regelung nicht erfasst.

Weitere Voraussetzungen für die 
pauschale Besteuerung sind:

 der Anleger war am 31.12.2010 in 

Österreich ansässig und
 hatte sowohl am 31.12.2010 als 

auch am 01.01.2013 ein Konto 
oder ein Depot in der Schweiz.

Vom 01.01.2013 bis 31.05.2013 be-
stehen für die oben angeführten 
Anleger zwei Möglichkeiten der 
Abgeltung:
1) Freiwillig melden
 Jedem Anleger steht es frei, sich 

freiwillig zu melden. Dies kommt 
einer strafbefreienden Selbst-
anzeige gleich. Die Schweizer 
Bank übergibt die Kontodaten der 
Schweizer Steuerverwaltung, die 
sie dann an die österreichischen 
Finanzbehörden weiterleitet. Die 
Finanzverwaltung wird Sie da-
nach dazu auffordern, die Selbst-
anzeige zu vervollständigen und 
die ausständigen/fehlenden 
Steuern oder Abgaben innerhalb 
eines Monats zu bezahlen.

2) Automatische Abzugssteuer
 Der Steuerpflichtige hat auch 

die Wahl anonym zu bleiben. Bei 
dieser Variante berechnet die 
Schweizer Bank die Steuernach-
zahlung und führt diese danach 
auch an die österreichischen 
Behörden ab. Die Bank hat dem 
Anleger eine Bescheinigung über 
die Steuerzahlung auszustellen. 
Durch diese Bestätigung kann 
der Steuerpflichtige gegenüber 
der österreichischen Finanzver-
waltung die Einmalzahlung nach-
weisen. Sie sollte daher aufbe-
wahrt werden.

Bei aller Großzügigkeit kennt das 
Abkommen auch Grenzen. Für die 
folgenden tatbestände gilt die Am-
nestie ausdrücklich nicht wenn:

 das Geld durch ein Verbrechen 
erworben wurde wie z.B. Drogen-
handel, Geldwäsche etc.

 die Hinterziehung vor 13.04.2012 
von der österreichischen Finanz-
verwaltung bereits entdeckt wur-
de und der Steuerpflichtige be-
reits davon gewusst hat.

 das Geld erst nach dem 13.4.2012 
auf das Konto in der Schweiz ein-
gegangen ist.

Sollte der Anleger sein Geld zwi-
schen dem 13.04.2012 und dem 
01.01.2013 in ein anderes Land au-
ßerhalb der EU schaffen, sieht das 
Abkommen vor, dass diese Drittlän-
der von der Schweiz bekannt gege-
ben werden müssen. Pro Land muss 
die Höhe des abgeflossenen Vermö-
gens sowie die Anzahl der Anleger 
bekannt geben werden. In diesem 
Fall bleibt eine etwaige Steuerhin-
terziehung strafbar.

Zukünftig werden die von Öster-
reichern in der Schweiz erzielten 
Kapitaleinkünfte in Anlehnung an 
die Kapitalertragssteuer mit einem 
Steuersatz von 25% besteuert. Die-
se Steuer wird entweder anonym 
oder auf Wunsch des Kunden offizi-
ell an die österreichische Finanzver-
waltung gemeldet und abgeführt.

Abschließend sei noch festgehal-
ten, dass die Regierung durch diese 
Maßnahme, welche schon im Budget 
eingeplant ist, mit Einnahmen in der 
Höhe von ca. einer Milliarde Euro im 
Jahr 2013 rechnet.

Mag. Julian Holleis

StEuERABKOMMEN MIt dER ScHWEIZ
Aus aktuellem Anlass berichten wir über das von der österreichischen Regierung 
mit der Schweiz abgeschlossene Steuerabkommen.

GEScHäFtSLOKAL Zu VERMIEtEN
249 m2 Geschäftslokal im Zentrum von Bramberg zu vermieten
Anfragen unter: 0664/4309382 - Frau Prossegger
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KESt-BEFREIuNG GmbH
In Österreich werden sämtliche 
Zinseinkünfte durch die Kapitaler-
tragsteuer (= KESt) belastet, indem 
die Steuer durch Steuerabzug ein-
behalten wird. Die Bank führt diese 
dann an das Finanzamt ab.

Bei natürlichen Personen hat die 
KESt Endbesteuerungswirkung. Bei 
juristischen Personen hingegen, 
z.B. bei einer GmbH oder AG, wird 
die KESt als Vorauszahlung auf 
die Körperschaftssteuer (=KÖSt) 
angerechnet, da in diesen Fällen 
auch sämtliche Kapitaleinkünfte 
als Betriebseinnahmen versteuert 
werden müssen. Grundsätzlich än-
dert sich dadurch der Steuerbetrag 
nicht, da sowohl die KESt als auch 
die KÖSt denselben Steuersatz 
von 25% haben. Bei hohen Beträ-
gen jedoch kann sich der sofortige 
Abzug der KESt durchaus als Liqui-
ditätsnachteil darstellen. Dieser 
Nachteil kann durch Abgabe einer 
KESt-Befreiungserklärung vermie-
den werden.

Welche Vorteile ergeben 
sich durch die Abgabe 
einer KESt-Befreiungs-
erklärung?

Mittels dieser Befreiungserklärung 
können juristische Personen si-
cherstellen, dass für Guthabens-
Zinsen keine KESt einbehalten wird 
und das Unternehmen den gesam-
ten Zinsbetrag unmittelbar nutzen 
kann. Daher ist die Abgabe einer 
solchen KESt-Befreiungserklärung 
sofort bei der Gründung der GmbH 
sinnvoll, da durch die Einzahlung 
des Stammkapitals jedenfalls hohe 
Habenzinsen anfallen werden. 

Ein weiterer nicht unbedeutender 
Vorteil ist, dass sich mithilfe der 
Befreiungserklärung eine Verwal-
tungsvereinfachung bei der Bilan-
zerstellung ergibt. Ohne Abgabe 
muss die KESt extra verbucht und 
bei der Errechnung der KÖSt-Rück-
stellung berücksichtigt werden. 

Außerdem muss sie in der Steuer-
erklärung ausgewiesen werden. 
Durch die KESt-Befreiung fällt die-
se Tätigkeit weg.

Wie funktioniert die 
KESt-Befreiung?

Die GmbH übermittelt eine KESt-
Befreiungserklärung an die Bank 
und teilt dieser dadurch mit, dass 
die betreffenden Kapitalerträge 
Betriebseinnahmen der Gesell-
schaft darstellen. Die Bank muss 
dann in weiterer Folge eine Durch-
schrift der Befreiungserklärung an 
das zuständige Finanzamt weiter-
leiten. Gehören die Kapitalerträge 
nicht mehr zu den Betriebsein-
nahmen, so ist eine Widerrufser-
klärung abzugeben. Dadurch wird 
in weiterer Folge die KESt wieder 
einbehalten und sofort an das Fi-
nanzamt abgeführt.

 Manuela Rainer

www.fritzenwallner-gandler.at
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BAuER SucHt BANK 
s LANdWIRtScHAFtSPAKEt SIcHERN!
jetzt in Ihren Sparkassen im Oberpinzgau!
Die Sparkasse Mittersill ist seit 1894 
als regionale und selbständige Bank 
um das Wohle der Region und deren 
Bevölkerung bemüht. Dies natürlich 
auch unter dem Gesichtspunkt be-
triebswirtschaftlich erfolgreich zu 
sein. In diesen Bereichen gleicht sich 
unsere Zielrichtung sehr stark auch 
mit der eines bäuerlichen Betriebes. 
Mit der nachhaltigen Bewirtschaftung 
ihres Hofes und dem Erhalt der Wiesen, 
Wälder und Almen übernehmen auch 
die Landwirte eine wichtige regionale 
und nicht immer einfache Verantwor-
tung für unsere Region. Diese Aufgabe 
erfordert viel Einsatz und persönliches 
Engagement und ist ebenfalls mit der 
Prämisse, wirtschaftlich erfolgreich 
zu sein, verbunden! Hier gebührt al-
len Bäuerinnen und Bauern im Namen 
der Region und ihrer Bevölkerung ein 
herzliches Vergelt’s Gott, so der für 
den Vertrieb zuständige Vorstands- 
direktor christoph Hirscher. 

Aus diesem Hintergrund wollen wir 
uns als Sparkasse Mittersill nun auch 
der bäuerlichen Bevölkerung als ver-
lässlicher und kompetenter Finanz-
partner zur Seite stellen und haben 
uns ein spezielles Willkommenspaket 

einfallen lassen:
Individuelle Beratung genießen und 
„s LANdWIRtScHAFtSPAKEt“ sichern:
- s Landwirtschaftskonto 
 » Top-Konditionen und kostenlose 

Kontoführung 2012
- s Landwirtschaftssparbuch
 » 2,00% p. a. fix auf 12 Monate
- s Willkommensgeschenk
 » 1 Paar Original „Pinzga Doggln“ 

nach Wahl

Gerade in den aktuellen Zeiten sind re-
gionaler Zusammenhalt und die Über-
nahme regionaler Verantwortung keine 
Schlagwörter mehr, sondern wichtiger 
denn je. Gemäß unseren Satzungen 
stellen wir uns seit über 115 Jahren 
erfolgreich dieser Herausforderung! 
Unser gesamtes Team freut sich über 
das Interesse und steht natürlich auch 
außerhalb unserer Öffnungszeiten je-
derzeit gerne zur Verfügung!

WEItERE INFO: Sparkasse Mittersill Bank AG
Stadtplatz 4, 5730 Mittersill, T. 050100/48725
info@mittersill.sparkasse.at
www.sparkasse.at/mittersill

Sparkasse Mittersill Bank AG Ihr regionaler Bankpartner im Oberpinzgau

WIR 
GRAtuLIEREN

Klaus thöne 
...  zum 20-jährigen 
dienstjubiläum

Im April 2012 konnten die Kolle-
gen und die Geschäftsführung 
der Fritzenwallner & Gandler 
Steuerberatungsgesellschaft 
das 20-jährige Dienstjubiläum 
mit Herrn Klaus Thöne feiern. Die 
Geschäftsführung dankte ihm für 
den jahrzehntelangen Arbeitsein-

satz, wodurch Herr Thöne auch 
wesentlich zur erfolgreichen Ent-
wicklung der Steuerberatungs-
kanzlei beigetragen hat. 

Er ist seit längerer Zeit umsichti-
ger Teamleiter und zusätzlich in 
der Klientenberatung tätig. 

Wir wünschen ihm weiterhin viel 
Gesundheit und einige „Hole in 
One“ bei der Ausübung seines 
Hobbys. 

Stb. Hermann Gandler und 
Stb. Mag. thomas Fritzenwallner
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Das Sponsoring erfolgte durch den 
Kauf von „Vogelhäusern“ und wir 
unterstützen gerne diese großarti-
ge Idee. 

Wir danken dem Mitinitiator und Mit-
glied der Herrenmannschaft – Klaus 
Thöne – für die kreative Umsetzung 
des Vogelhauses der Gruber & Part-
ner Unternehmensberatung GmbH, 
wünschen viel Erfolg bei der För-
derung des Golfnachwuchses und 
„Schönes Spiel“.

Bernhard Gruber, cMc

Gruber & Partner | Unternehmensberatung GmbH
Geschäftsführer: Bernhard Gruber, CMC, Akademischer Unternehmensberater

5741 Neukirchen am Großvenediger 5730 Mittersill
Schlosserfeld 344    Gerlosstraße 8b
Tel. 06565 2091   Fax 06562 48658 440
Fax 06565 2091 460   office@gruber-partner.at

Jürgen Kantner
Unternehmensberater

GRuBER 
&PARtNER

GOLF SPONSORING

Im Mai 2012 veranstaltete die Herrenmannschaft des Golfclub Mittersill ein turnier. 
der Reinerlös wird zweckgebunden für die Jugendförderung verwendet.

Bernhard Gruber, CMC 
Akademischer Unternehmensberater

www.gruber-partner.at
NEU

Besuchen Sie unsere Homepage im neuen design

WIR 
GRAtuLIEREN

Bernhard Gruber, cMc 
… zum 20-jährigen 
dienstjubiläum

Anfang Mai 2012 feierten alle Mit-
arbeiter der Fritzenwallner & Gan-
dler Steuerberatungsgesellschaft, 
der Gruber & Partner Unterneh-
mensberatung GmbH, sowie die 
Geschäftsführer und Partner dieser 
Gesellschaften den 20jährigen ge-
meinsamen Berufsweg mit Herrn 
Bernhard Gruber, CMC.

Herr Gruber konnte in einer gewohnt 
präzisen und launigen Ansprache 
diese gemeinsamen 20 Jahre im 
Detail kommentieren. Er war seit 
01.01.1984 selbständiger Unterneh-
mer in Neukirchen und wurde be-
reits von der Kanzlei Fritzenwallner 
Heinrich steuerlich betreut. Während 
dieser Zeit konnte er bereits 1988 die 
Bilanzbuchhalterprüfung erfolgreich 
absolvieren. Deshalb war es im Mai 
1992 ein schlüssiger Schritt, dass 
Bernhard in der Steuerberatungs-
kanzlei im Dienstverhältnis ange-
stellt wurde. 

Das steuerrechtliche Rüstzeug hat 
er sich daher vom Mai 1992 bis Au-
gust 2000 als Mitarbeiter der jetzigen 
Fritzenwallner & Gandler Steuerbe-
ratung GmbH angeeignet. In dieser 
Zeit erwarb er aufgrund seiner um-
fangreichen Aus- und Fortbildungen, 
wie z.B. Diplom Controller, Diplom 
Steuersachbearbeiter und durch die 
Absolvierung des General Consulting 
Program ein breit gefächertes Spezi-
al- und Fachwissen im Bereich Bilan-
zierung, Organisation, Steuer- und 
Unternehmensberatung. 
Durch diese große Fachkompetenz 
war es sodann ein logischer Schritt, 
dass Bernhard in der Unternehmens-
beratungsgesellschaft (Erfolgsma-
nagement GmbH) zum alleinigen Ge-
schäftsführer und Mitgesellschafter 
wurde. Von Beginn an hat er diese 
Gesellschaft, die dann auch in Gruber 
& Partner Unternehmensberatung 
GmbH umfirmiert wurde ausschließ-
lich geprägt. 

LOcAL PEARLS – SHOPPING- uNd INFOtOOL
übergabe der ersten Super Pearl
Mit Local Pearls können sich die 
Benutzer über Angebote in ihrer 
Wunschregion informieren und 
Pearls sammeln. Die Verwendung 
des Services ist kostenlos und mit-
tels Smartphone-Applikation oder 
über die Website möglich:
www.localpearls.com
Die User sammeln bei jedem Einkauf 
Perlen bei den Partnerbetrieben und 
können diese dann gegen attraktive 
Belohnungen einlösen und sparen 
bares Geld! Weiters gibt es noch ei-
nen Info-Bereich, wo Kunden über 
alle Veranstaltungen, Aktionen, 
Schlussverkäufe und sonstige High-
lights informiert werden.

Pünktlich vor dem Start der Fußball-
EM wurde am 30.05.2012 die erste 
Super Pearl im Data 01-Geschäft 
abgeholt. Im Bild Manfred Walcher 
(rechts) bei der Übergabe des 40 Zoll 
3D-Fernsehers an den sichtlich er-
freuten Local Pearls User. 
Die Super Pearl gibt es mehrmals im 
Jahr und sie ist eine Belohnung, die 
nur mit gesammelten Pearls einge-
löst werden kann - keine Aufzah-
lung, kein Rabatt, völlig gratis!

Die nächste Super Pearl gibt es am 
29. Juni um 17:30 Uhr: 
Gutschein für ein MERIdA-BIKE im 
Wert von Euro 800,– von Sport 
Bernert um 143 Pearls und Euro 0,– 

Also gleich anmelden und Perlen 
sammeln! (Jeder neu angemeldete 
User bekommt zum Start sogar die 
ersten 30 Perlen geschenkt).

In der Folge wurde er durch die 
Ablegung diverser Prüfungen 
2003 akkred. Basel II Consultant
2010 Akad. Unternehmensberater
2010 Certified Managment 
 Consultant, CMC

Somit ist heute die Unternehmens-
beratung ein wichtiger Bestandteil 
unseres gesamten Beratungsange-
botes geworden. Durch seine Kor-
rektheit, Seriosität und Loyalität hat 
sich im Laufe dieser 20 Jahre neben 
einer erfolgreichen Partnerschaft 
auch eine persönliche Freundschaft 
entwickelt. Wir bedanken uns für die-
se jahrelange gute Zusammenarbeit 
und wünschen uns, dass wir diesen 
erfolgreichen, gemeinsamen Weg 
noch viele Jahre fortsetzen können.
Stb. Hermann Gandler und 
Stb. Mag. Thomas Fritzenwallner
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INNOVAtIVE REGION
Es gibt sie, die vielen blühenden Unternehmen in der 
Region. Ein Vorzeigeunternehmen ist die Fa. Bacher in 
Bramberg. Harald Bacher hat die frühere Schmiede und 
Landtechnik, die sein Vater vor 50 Jahren gegründet 
hat, vor rund zehn Jahren zu einer innovativen Unter-
nehmung ausgebaut. Im Familienbetrieb ziehen heute 
drei Generationen an einem Strang: Harald Bacher, seine 
Eltern, Bruder Willi und Neffe Dominic.

Neben der Edelstahlverarbeitung werden von einem 
15-köpfigen Team Skidoo-Prototypen entwickelt, nicht 
für irgendwen, sondern für den Weltmarktführer BRP 
aus Finnland. Abnehmer sind Bergbahnen, Hüttenwirte 
und Förster, die auf Bachers Know-How schwören – und 
auf seine Erfahrung, war er doch mehrfacher Skidoo-
Staatsmeister im „Snow Cross“.  Ein unbezahlbarer Bo-
nus, wenn es um die Entwicklungsarbeit geht. „Skidoos 
müssen für steiles Gelände umgebaut werden, damit 
Hüttenwirte ihre Transporte erledigen können. Stabilität 
erreicht man da z.B. durch andere Spurweiten“, erklärt 
er. Getüftelt und produziert wird in einer neuen Werks-
halle, ein neuer Bürotrakt und ein Ausstellungsraum 
sind in Planung. Seit einigen Jahren bankmäßig  beglei-
tet wird der Profi von Josef Kröll, dem Direktor der Raiff-
eisenbank Bramberg, der große Stücke auf ihn hält: „Er 

ist ein Unternehmer, der etwas unternimmt. Eine tolle 
Arbeit, in höchstem Maße professionell. Sein Geschäfts-
modell hat Zukunft.“ 

Kennen tun sich die beiden schon lange, schon als Bub 
hat Dir. Kröll zusammen mit seinem Vater die Pferde 
vom Bergbauernhof hinunter in die Schmiede zu Ba-
cher sen. zum Hufbeschlagen gebracht“, schmunzelt 
der Bankchef. Der Betrieb hat sich weiterentwickelt, 
das Geschäft mit den Skidoos läuft ausgezeichnet, 
vertrieben und serviciert wird in einem Radius von zwei 
Autostunden. „Das Motto 'Regional, sicher, nachhaltig' 
gefällt mir, unsere Betreuungs- und Serviceleistungen 
funktionieren so am besten. Umgekehrt kriegen wir von 
der Raiffeisenbank genau das, was wir brauchen, gute 
Konditionen und ein super Service. Das Umfeld und die 
Bedingungen passen“, betont Bacher. 

Wie überhaupt die gesamte Region bestens aufgestellt 
ist. Die „Wildkogel-Arena“ wurde mit der Smaragdbahn 
bestens erschlossen. Hier stimmt das Gesamtangebot, 
sind sich beide einig: „Gute Betriebe haben immer Zu-
kunft. Wir im Oberpinzgau beobachten den Markt und er-
kennen, was gewünscht wird. Die vielen Touristen sind 
eine Bestätigung dafür.“

Eine Information Ihrer 
Oberpinzgauer Raiffeisenbanken

www.fritzenwallner-gandler.at

NEU
Besuchen Sie unsere Homepage im neuen design

Wenn das Umfeld passt, 
kann man optimistisch in 

die Zukunft blicken. Dir. 
Josef Kröll von der Raiff-
eisenbank Bramberg und 

Firmenchef Harald Bacher.

Im Jahr 2011 betrug die Zahl der Ar-
beitsunfälle in Österreich 98.743; 
Wegunfälle nicht mitgerechnet. 
Obwohl die Anzahl aufgrund umfas-
sender Prävention seitens der AUVA 
rückläufig ist, ist jeder Unfall einer 
zu viel. 
Aber nicht nur Arbeitsunfälle gilt es 
zu vermeiden, auch Berufskrankhei-
ten soll vorgebeugt werden. Nur weil 
die Beeinträchtigung nicht unmit-
telbar ersichtlich ist, sollte es den-
noch unser aller Anliegen sein, die 
Arbeitsfähigkeit und das Wohlbefin-
den bis ins hohe Alter zu erhalten.
Aufgrund des ArbeitnehmerInnen-
schutzgesetzes ist für alle Ar-
beitsstätten wo Arbeitnehmer (AN) 
beschäftigt werden, eine sicher-
heitstechnische und arbeitsmedi-
zinische Betreuung verpflichtend 
notwendig. Die AUVA bietet diese 
Betreuung für kleine Betriebe bis 50 
Mitarbeiter kostenlos an. 
In Betrieben und Arbeitsstätten mit 
regelmäßig mehr als 10 AN muss 
eine sog. Sicherheitsvertrauens-
person (SVP) bestellt werden. Diese 
kümmert sich um die Einhaltung der 
gesetzlichen Vorschriften zum Ar-
beitnehmerInnenschutz und soll als 

Ansprechpartner für die Mitarbeiter 
dienen. Die Anzahl der SVP bzw. ob 
darüber hinaus auch Sicherheits-
fachkräfte oder z.B. Brandschutzbe-
auftragte bestellt werden müssen, 
hängt immer von der Anzahl der AN 
und der Art des Betriebes ab.

Worum kümmert sich die 
Sicherheitsvertrauens-
person oder die Sicher-
heitsfachkraft?

 Arbeitsplatzevaluierungen: 
 Der IST-Zustand des Betriebes 

für einzelne Arbeitsbereiche wird 
festgestellt, Verbesserungs-
potential wird aufgezeigt und 
Maßnahmen zur Abhilfe werden 
festgehalten. (Spezielle Vorlagen 
sind auf der Internetseite abruf-
bar: www.eval.at)

 Arbeitsunterweisungen: 
 Neue Mitarbeiter werden für ihr 

Aufgabenfeld entsprechend 
unterwiesen, gegebenenfalls 
mit Unterstützung einer für den 
Fachbereich zuständigen Fach-
kraft. Weiters müssen die Ar-
beitsunterweisungen bei allen 
Änderungen, welche sich für den 

AN ergeben, erneuert werden. Die 
Durchführung der Unterweisung 
muss dokumentiert und unter-
schrieben werden. Es ist wichtig, 
dass jeder AN genau weiß, was 
von ihm/ihr erwartet wird.

 Betriebsbegehungen mit dem 
 Sicherheitstechniker und 

Arbeitsmediziner im Zuge der 
Präventivbetreuung: 

 Wenn man die Betreuung der AUVA 
in Anspruch nimmt, so wird einmal 
jährlich ein Sicherheitstechniker 
und ein Arbeitsmediziner den Be-
trieb in Augenschein nehmen und 
auf eventuelle Mängel hinweisen. 
Darüber hinaus werden aktuelle 
Projekte zum ArbeitnehmerInnen-
schutz besprochen.

Bei akuten Notfällen, wie Verlet-
zungen oder plötzlichen Erkrankun-
gen sollte jeder von uns in der Lage 
sein, Erste Hilfe leisten zu können. 
Mit dem ersten Mitarbeiter den ein 
Betrieb beschäftigt, muss ein so-
genannter Ersthelfer bestimmt 
werden. Dieser muss mindestens 
einen 16-stündigen Kurs absolviert 
haben, welcher regelmäßig aufge-
frischt werden muss.

Manuela Rainer

SIcHER uNd GESuNd AM ARBEItSPLAtZ

Jeder Betrieb ist auf seine Mitarbeiter angewiesen. deren Gesundheit und 
Sicherheit sollte daher im täglichen Arbeitsablauf an erster Stelle stehen.

VORSIcHt VOR tEuRER EINtRAGuNG IM ZRW
Aus aktuellem Anlass informieren 
wir Sie über zweifelhafte Geschäfts-
praktiken der Firma „ZRW – Zentrales 
Register für die Wirtschaft der Repu-
blik Österreich“. Anknüpfungspunkt 
für die Adressenbeschaffung dieser 
Firma bilden Eintragungen in das 
österreichische Firmenbuch (z.B. 
Veröffentlichung Jahresabschluss, 

Adressänderungen). Die Firma ZRW – 
mit Sitz auf den Seychellen – bietet 
dann die Möglichkeit, die im Firmen-
buch vorgenommenen Eintragun-
gen auch in einem „Zentralen Regis-
ter für die Wirtschaft der Republik 
Österreich“ zu veröffentlichen – die 
Kosten hierfür betragen ca. Euro 
1.000,00! Dabei handelt es sich je-

doch um kein offizielles Register, 
eine Eintragung ist daher – trotz des 
gewollten amtlichen Charakters – 
nicht notwendig. Im Zweifel stehen 
wir Ihnen für die Bewertung eines 
unseriös erscheinenden Schreibens 
jederzeit gerne zur Verfügung!

Mag. Julian Holleis
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KANZLEI 
PüLZL & PARtNER

IMMOBILIENBEStEuERuNG
Mit dem 1. Stabilitätsgesetz 2012, 
BGBl. I 2012/22, erfolgte für Vertrags-
abschlüsse ab dem 1. April 2012 eine 
ertragsteuerliche Neuregelung der 
Besteuerung von privaten Grund-
stücksveräußerungen sowie der Ver-
äußerung von Betriebsgrundstücken.
Nachfolgend finden Sie ein über-
blicksbeispiel zur Veräußerung eines 
unbebauten Grundstückes im Be-
triebs- bzw. im Privatbereich, jeweils 
nach alter und neuer Rechtslage.
Bei Fragen zu diesem brandaktuel-
len und sehr komplexen steuerlichen 
thema stehen Ihnen Fritzenwallner & 
Gandler sowie die Wirtschaftstreu-

hand für Tirol und Salzburg (Pülzl & 
Partner) gerne zur Verfügung. 

BEISPIEL
Grundstücksveräußerung: Ein am 30. 
März 2002 (Variante 1) bzw. am 1. April 
2002 (Variante 2) 
a) von einem Autozulieferbetrieb 
 in der Rechtsform einer GmbH
b) von einem nicht buchfüh-
 rungspflichtigen Handwerks-
 betrieb, der freiwillig bilanziert
c) von einem Arzt, der nicht 
 freiwillig bilanziert
d) von einem Vermieter
e) von einem Privatier

erworbenes unbebautes Grundstück 
(Lager und Abstellplatz; Anschaf-
fungskosten = Buchwert € 300.000,-) 
wird am 31. März 2012 („alte Rechts-
lage“) bzw. am 1. April 2012 („neue 
Rechtslage“; 1. Stabilitätsgesetz 
2012) veräußert (Verkaufspreis € 
400.000,-; die in Zusammenhang mit 
dem Kauf stehenden Kosten werden 
vom Erwerber getragen).

FRAGEStELLuNG Welche jeweiligen 
ertragsteuerlichen Konsequenzen 
des Verkaufs ergeben sich in den 
verschiedenen Varianten?

1 Anwendung der Reinvermögenszu-
gangstheorie

2 Einkünfte aus Gewerbebetrieb
3 gemäß § 4 Abs. 1 letzter Satz EStG
4 gemäß § 4 Abs. 3 letzter Satz i. V. m. 

Abs. 1 letzter Satz EStG
5 kein Spekulationsgeschäft i. S. v. § 30 

EStG i. d. F. vor dem 1. StabG 2012 (= 
Anwendung der Quellentheorie)

6  gemäß § 4 Abs. 1 letzter Satz i. V. m. 
§ 30 Abs. 1 Z 2 EStG i. d. F. vor dem 1. 
StabG 2012 (= Anwendung der Rein-
vermögenszugangstheorie)

7 gemäß § 4 Abs. 3 letzter Satz i. V. m. 
Abs. 1 letzter Satz i. V. m. § 30 Abs. 1 

Z 2 EStG i. d. F. vor dem 1. StabG 2012 
(= Anwendung der Reinvermögenszu-
gangstheorie)

8 Prämisse: Grenzsteuersatz von 50%
9 Einkünfte aus selbständiger Arbeit
10 Spekulationsgeschäft i. S. v. § 30 

EStG i. d. F. vor dem 1. StabG 2012 (= 
Anwendung der Reinvermögenszu-
gangstheorie)

11 Sonstige Einkünfte
12 100.000,- abzüglich 50.000,- Ab-

schlag für unbebauten Grund und 
Boden gemäß § 30 Abs. 4 EStG i. d. F. 
vor dem 1. StabG 2012

*) Pauschalabgeltungsmöglichkeit 
für „Altvermögen“: zu versteuern 
sind 3,5 % des Verkaufspreises von 
400.000,- (§ 4 Abs. 3a Z 5 i. V. m. § 30 
Abs. 4 EStG i. d. F. 1. StabG 2012)

**) 25 % von 98.000,- (§ 4 Abs. 3a Z 3 i. 
V. m. § 30 Abs. 3 EStG i. d. F. 1. StabG 
2012)

***) 50 % vom 98.000,- (§ 4 Abs. 3a Z 3 i. 
V. m. § 30 Abs. 3 und § 30a Abs. 3 i. V. 
m. Abs. 2 EStG i. d. F. 1. StabG 2012)

StB MMag. dr Peter Pülzl
MAS, LL.M. (European Law)

www.witisa.at

MMag. Dr. Peter Pülzl, LL.M.
Mag. Linda Fong

Dr. Werner Pilgermair

Kooperationspartner

Witisa – Wirtschaftstreuhand für Tirol und Salzburg Pülzl & Partner

5730 Mittersill, Hallenbadstraße 1
Tel. +43 (0)664 1293 041

6020 Innsbruck, Maria-Theresien-Straße 7/I
Tel. +43 (0) 512 581855
Fax +43 (0) 512 581855 55
office@witisa.at, www.witisa.at
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Ein selbständiges Beschäftigungs-
verhältnis kann für den Dienstgeber 
(Unternehmer) von Vorteil sein. In der 
Praxis wird dabei gerne auf Vertrags-
muster zurückgegriffen, die insbe-
sondere im Internet weit verbreitet 
sind. Diese Vorgehensweise mag auf 
den ersten Blick einfach und zielfüh-
rend erscheinen, im Rahmen einer 
Betriebsprüfung kann sie aber zu 
unangenehmen Konsequenzen füh-
ren: Qualifiziert die Finanzverwaltung 
den Werkvertrag in einen Dienstver-
trag um, droht die nachträgliche Vor-
schreibung von Sozialversicherungs-
beiträgen und Lohnnebenkosten. 
Darüber hinaus kann der Unterneh-
mer als Haftender für die Lohnsteu-
er herangezogen werden. Ähnliches 
gilt, wenn von den Behörden ein freier 
Dienstvertrag in einen echten Dienst-
vertrag umqualifiziert wird.
Wesentlich für die Abgrenzung zwi-
schen Werk- und Dienstvertrag sind 
nicht bestimmte Formulierungen von 
Vertragsbestimmungen oder die Be-
zeichnung des Vertrages selbst, son-
dern das wirtschaftliche Gesamtbild 
der konkreten Tätigkeit, die dem Ver-
trag zu Grunde liegt, nach objektiven 
Umständen (wirtschaftliche Betrach-
tungsweise). 

dABEI SINd INSBESONdERE 
FOLGENdE KRItERIEN Zu PRüFEN:

 Weisungsgebundenheit. 
 Der Beschäftigte muss verpflich-

tet sein, den persönlichen und/
oder sachlichen Weisungen des 
Unternehmers Folge zu leisten. 
Fehlt eine solche Weisungsge-
bundenheit, liegt grundsätzlich 

kein Dienstverhältnis vor.
 Organisatorische Eingliederung in 

den Betrieb des unternehmers.
  Sie liegt vor, wenn der Unterneh-

mer neben dem Arbeitsplatz auch 
die Arbeitsmittel zur Verfügung 
stellt, der Beschäftigte zu einem 
bestimmten Ausmaß an Arbeits-
stunden bzw. zu bestimmten Ar-
beitszeiten verpflichtet wird und 
seine Tätigkeit unmittelbar in den 
betrieblichen Ablauf des Unter-
nehmers eingebunden ist.

 Fehlendes unternehmerrisiko. 
 Ein Unternehmerrisiko liegt dann 

vor, wenn der Erfolg der Tätigkeit 
und somit auch die Höhe der damit 
erzielten Einnahmen weitgehend 
von der persönlichen Tüchtigkeit, 
vom Fleiß, von der Ausdauer und 
der persönlichen Geschicklichkeit 
des Beschäftigten abhängt und 
die mit der Tätigkeit verbundenen 
Aufwendungen nicht vom Unter-
nehmer ersetzt, sondern vom Be-
schäftigten selbst getragen wer-
den.

 Fehlendes Vertretungsrecht. 
 Ein Vertretungsrecht ist anzuneh-

men, wenn sich der Beschäftigte 
bei seiner Arbeitsleistung fak-
tisch vertreten lassen kann und er 
selbst (und nicht der Unternehmer) 
das Bestimmungsrecht darüber 
hat. 

 typische Gestaltung der 
 Entlohnung. 
 Eine fortlaufende und gleichblei-

bende Entlohnung spricht grund-
sätzlich für das Vorliegen eines 
Dienstverhältnisses. Ebenso der 
Anspruch des Beschäftigten auf 

Abgeltung von Mehrarbeit über die 
vereinbarte Arbeitszeit hinaus so-
wie auf Abgeltung von Sonn- und 
Feiertagsarbeit und die Entgelt-
fortzahlung im Verhinderungsfall.

Sicherheit kann für den Unternehmer 
nur dann bestehen, wenn entweder 
alle Merkmale für das Vorliegen eines 
Werkvertrages oder eines Dienstver-
trages sprechen oder zumindest ein 
deutliches Überwiegen von Merk-
malen in die eine oder andere Rich-
tung festzustellen ist. In der Praxis 
bereitet diese Prüfung regelmäßig 
Schwierigkeiten, weil sie sowohl für 
den Unternehmer als auch für die Fi-
nanzbehörden einen gewissen Inter-
pretationsspielraum eröffnet.

EMPFEHLuNG:
Als Unternehmer sollten Sie sich im 
Vorfeld genau überlegen, welche 
konkreten Arbeiten unter welchen 
Rahmenbedingungen geleistet wer-
den sollen. In der Folge empfehlen wir 
Ihnen, den Sachverhalt, der sich aus 
Ihren Überlegungen ergibt, mit Ihrem 
Steuerberater zu erörtern. Als Steuer-
rechtsexperten sind Ihre Berater mit 
der vielfältigen Rechtsprechung zur 
selbständigen bzw. nicht-selbstän-
digen Tätigkeit und den damit ver-
bundenen Fallstricken vertraut und 
können Sie bei der Ausgestaltung 
des Arbeitsverhältnisses unterstüt-
zen. Die Erfahrung zeigt: Je besser die 
Vorbereitung und Umsetzung, desto 
schwieriger wird es für die Finanzver-
waltung, ein für Sie negatives Ergeb-
nis festzustellen. 

dr. Werner Pilgermaier

WERKVERtRAG OdER dIENStVERtRAG?

die Kriterien für die formelle Ord-
nungsmäßigkeit sind folgende wie 

 Führung der Bücher und Auf-
zeichnungen in einer zugelasse-
nen Amtssprache,

 keine Verwendung von leicht 
löschbaren Schreibmitteln,

 durchgestrichene Eintragungen 
müssen jedenfalls lesbar bleiben.

Kriterien für die materielle Ord-
nungsmäßigkeit sind, dass

 Bücher und Aufzeichnungen 
auch im Ausland geführt werden 
dürfen,

 Eintragungen vollständig, geord-
net, richtig und zeitgerecht vor-
genommen werden müssen.

Falls Bücher und Aufzeichnungen 
in einer nicht im Abgabenverfahren 
zugelassenen Amtssprache geführt 
werden, hat der Abgabepflichtige 
eine beglaubigte Übersetzung der 
Kontoauszüge, Bilanzabschriften 
oder Belege beizubringen bzw. ei-
nen Dolmetscher beizustellen. Im 
Ausland geführte Bücher sind in-
nerhalb angemessener Frist in das 
Inland zu bringen und im Inland auf-
zubewahren. 
Die Bücher und Aufzeichnungen 
müssen so geführt werden, dass 
sich ein sachverständiger Dritter 
in angemessener Zeit einen Über-
blick über die Geschäftsvorfälle 
verschaffen kann und sich diese in 
ihrer Entstehung und Abwicklung 
verfolgen lassen.  
Alle Abgabenpflichtigen, welche 
verpflichtet sind Bücher zu führen, 

die also aufgrund des Überschrei-
tens von Umsatzgrenzen (in der 
Regel EURO 700.000 in zwei aufein-
anderfolgenden Jahren) mindestens 
eine doppelte Buchhaltung führen, 
müssen sämtliche Bareingänge und 
Barausgänge in den Büchern oder in 
den den Büchern zugrundeliegen-
den Grundaufzeichnungen täglich 
einzeln festhalten. Erleichterungen 
können vom Finanzminister festge-
legt werden.
Betriebseinnahmen und –ausga-
ben sind laufend zu erfassen, eine 
reine Belegsammlung entspricht 
dabei nicht den Anforderungen. Die 
Sammlung der Bankauszüge gilt 
dann als ordnungsgemäß, wenn 
sämtliche Bankauszüge durchge-
hend und vollständig abgelegt sind. 
Der Einnahmen-Ausgaben-Rech-
ner braucht nicht erfolgswirksame 
Geldbewegungen nicht zu erfas-
sen. Erfolgswirksam bedeutet, dass 
(Betriebs-)Einnahmen gewinnerhö-
hend/verlustvermindernd und (Be-
triebs-)Ausgaben gewinnmindernd/
verlusterhöhend sein müssen um 
eine Verpflichtung zur Erfassung 
auszulösen. Privateinlagen und 
-entnahmen und Bewegungen zwi-
schen Kassa und Bank sind daher 
nicht verpflichtend zu erfassen.

Im Gegensatz dazu müssen „Bilan-
zierer“ alle Bargeldbewegungen, 
also inkl. den Privateinlagen  und 
Privatentnahmen und den Kassa- 
und Bankbewegungen erfassen.
An Unterlagen sind alle für die Ab-
gabenerhebung relevanten Unter-

lagen aufzubewahren. Als solche 
gelten beispielsweise schriftliche 
Angebote, Lieferscheine und sons-
tige Unterlagen, welche von Rele-
vanz sein können. Aufzeichnungen, 
die zu keinem Geschäftsvorfall füh-
ren, sind nur dann aufzubewahren, 
sofern sie für die Abgabenerhebung 
von Bedeutung sind! Terminkalender 
oder Reservierungsbücher gehören 
in der Regel nicht zu den aufbe-
wahrungspflichtigen Unterlagen, 
außer es werden darin genaue Auf-
zeichnungen über den Geschäftsfall 
einschließlich des erzielten Umsat-
zes geführt. Sofern nicht auf das 
tatsächliche Geschäft bzw. auf den 
Ablauf und Umfang geschlossen 
werden kann, sind diese nicht ver-
pflichtend aufzubewahren. Werden 
hingegen in einem Reservierungs-
buch Anzahl der Personen, Dauer 
des Aufenthalts und Preis ange-
führt, dann wird davon auszugehen 
sein, dass diese Unterlagen für die 
Abgabenerhebung von Bedeutung 
sind. Insofern sind Mails in denen ein 
detailliertes, verbindliches Angebot 
gelegt wurde und aufgrund dessen 
eine Buchung stattgefunden hat, 
als für die Abgabenerhebung rele-
vant einzustufen und daher aufzu-
bewahren.

Im Fall von Erfassung von Geschäfts-
fällen mit dem Computer ist die lü-
ckenlose Erfassung der Geschäfts-
vorfälle durch eine entsprechende 
Protokollierung der Datenerfassung 
nachzuweisen.
Grundsätzlich ist es notwendig die 

BEStIMMuNGEN ZuR ORdNuNGSMäSSIGKEIt 
IN dER BuNdESABGABENORdNuNG - § 131 BAO

Grundsätzlich wird zwischen der materiellen und formellen Ordnungsmäßigkeit unter-
schieden, beide Sachverhalte werden durch § 131 der Bundesabgabenordnung geregelt. 
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Geschäftsvorfälle in Datenform ab-
zuspeichern und sofern eine dau-
erhafte Wiedergabe erstellt wird, ist 
diese der Finanzbehörde (im Fall von 
Prüfungen) zur Verfügung zu stellen. 
Die oben angeführten Bestimmun-
gen des § 131 Bundeabgabenord-
nung (BAO) sind mit Ausnahme der 

Führung der Bücher und Aufzeich-
nungen im Ausland Sollvorschriften. 
Ihre Verletzung ist daher nicht als 
Finanzordnungswidrigkeit strafbar.
Falls die oben angeführten Bestim-
mungen des § 131 BAO betreffend 
die Bücher und Aufzeichnungen 
nicht eingehalten werden, haben die 

Bücher und Aufzeichnungen nicht 
mehr die Vermutung der Ordnungs-
mäßigkeit und sind daher nicht mehr 
der Erhebung der Abgaben zugrunde 
zu legen. In weiterer Folge kann dies 
zur Schätzung der Grundlagen für 
die Abgaben führen.

Ordnungsmäßige Aufzeichnungsmöglichkeiten von Erlösen

StRIcHLIStEN
Strichlisten sind als Einzelaufzeich-
nungen dann ausreichend, wenn 
sich diese auf Barbeträge beziehen 
und geschäftsfallbezogen aufge-
zeichnet werden. Weiters muss 
das Datum, der Bezug zu einem Ge-
schäftsfall, der Einzelpreis je Artikel 
und Leistung sowie die Anzahl der 

vereinnahmten Artikel bzw. Leistun-
gen hervorgehen. Dabei wird für je-
den Geschäftsfall eine einzelne  Zei-
le vorgesehen. Die Artikel scheinen 
in einzelnen Spalten auf, die ver-
kauften Mengen werden als Striche 
oder Mengenangabe angeführt und 
am Ende einer Zeile der Gesamtbe-
trag angeführt werden.

Es genügen jedoch auch händische 
Aufschreibungen (oder mittels Re-
gistrierkassen Erfassung und Auf-
zeichnung) der einzeln vereinnahm-
ten Beträge in chronologischer 
Reihenfolge. 
Aufzeichnungen mittels Strichlisten 
rein auf Basis Anzahl verkaufter Pro-
dukte reichen daher nicht aus!

tIScHABREcHNuNG
Falls beim Inkasso von mehreren 
Produkten zu einem bestimmten 
Zeitpunkt an mehrere Kunden in ei-
ner Gesamtsumme abgerechnet und 
boniert wird und das Inkasso der Ge-

samtsumme bei mehreren Personen 
erfolgt, kann die Tischbonierung als 
Bareingangsaufzeichnung gewertet 
werden. Der Tisch und die auf die 
einzelnen Produkte entfallenden 
Teilbeträge müssen ersichtlich sein. 

Klassisches Beispiel ist die Restau-
rantrechnung, wenn an einem Tisch 
mehrere Gäste ihre Konsumation 
selbst bezahlen wollen und aus die-
sem Grund getrennt abgerechnet 
und bezahlt wird.

AutOMAtENVERKäuFE
Wenn Waren oder Dienstleistungen 
durch Automaten verkauft werden, 
ist die Aufzeichnungspflicht für 

jeden Automaten durch Aufzeich-
nung der Anzahl der verkauften 
Waren oder Dienstleistungen und 
Erfassung und Aufzeichnung der 

vereinnahmten Erlöse möglich. Die 
Zählwerkstände der einzelnen Auto-
maten sind festzuhalten.

Rosen 
EuR 1,80

Nelken 
EuR 1,50

tulpen 
EuR 1,60 … … … Gesamt EuR

Kunde 1 IIIIIII 12,6

Kunde 2 IIII 6

Kunde 3

…

StOcKVERREcHNuNG dER uMSätZE
Die Stockverrechnung bei der der 
Kellner vom Gastwirt den Waren-
einkauf (Bier, Wein, etc.) „abkauft“ 
und aufgrund der verkauften Waren 

mit dem Gastwirt abrechnet und in 
weiterer Folge auf diese Weise die 
Umsatzerlöse des Gastwirtes „er-
rechnet“ werden, entspricht nicht 
einer ordnungsgemäßen Losungs-

ermittlung. Da keinerlei Umsätze 
betreffend die Erlöse aufgezeichnet 
werden, entspricht diese Form der 
Aufzeichnung nicht den Bestim-
mungen des § 131 BAO. 

Barbewegungsverordnung – vereinfachte Losungsermittlung

Eine vereinfachte Losungsermittlung kann aufgrund der Verordnung des Finanzministers zur vereinfachten Lo-
sungsermittlung bei Bareingängen und Barausgängen (Barbewegungsverordnung) in Anspruch genommen werden. 

die Kriterien dafür sind:
 Die Umsätze für den einzelnen 

Betrieb (wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieb) haben in den 
beiden unmittelbar vorangegan-
genen Wirtschaftsjahren den 
Betrag von EURO 150.000 nicht 
überschritten und

 Für die Dauer der Inanspruch-
nahme der Barbewegungsverord-
nung werden über die Bareingän-
ge keine Einzelaufzeichnungen 
geführt die eine Losungsermitt-
lung ermöglichen.

Die Berechtigung erlischt, wenn 
in einem Wirtschaftsjahr die Um-
satzgrenze von EURO 150.000 über-
schritten wird, mit Ablauf des dar-

auffolgenden Jahres. Ein einmaliges 
Überschreiten der Umsatzgrenze um 
nicht mehr als 15% innerhalb eines 
Zeitraumes von drei Wirtschaftsjah-
ren ist unbeachtlich. 

Sie erlischt auch, wenn der Steuer-
pflichtige die vereinfachte Losungs-
ermittlung nicht mehr anwendet. 
Falls die Aufzeichnungen nicht den 
Vorschriften des § 131 BAO ent-
sprechen, kann das Finanzamt für 
den Zeitraum von maximal drei Wirt-
schaftsjahren die Anwendung der 
vereinfachten Losungsermittlung 
entziehen.

Für Umsätze die von Haus zu Haus 
oder auf öffentlichen Wegen, Stra-
ßen, Plätzen oder anderen öffentli-

chen Orten, jedoch nicht in oder in 
Verbindung mit fest umschlossenen 
Räumlichkeiten ausgeführt werden, 
kann, unabhängig von der Umsatz-
grenze von EURO 150.000, die ver-
einfachte Losungsermittlung in An-
spruch genommen werden.
Bei Vorliegen der Berechtigung zur 
vereinfachten Losungsermittlung 
können die gesamten Bareingän-
ge des Tages durch Rückrechnung 
aus dem gezählten End- und An-
fangsbestand ermittelt werden. Die 
Ermittlung der Tageslosung durch 
Rückrechnung muss nachvollzieh-
bar sein (Kassabericht) und hat 
spätestens zu Beginn des nächst-
folgenden Arbeitstages zu erfolgen.

Stb. Mag. Bernd Maier

BGF-Human Ressource Management

StRESS uNd BuRN-Out
Gemütszustände vom Stress bis 
zum Burn-out durchziehen alle Le-
bensbereiche, privat, gesellschaft-
lich, wie beruflich. Sie erfassen 
Geschäftsführer, wie Mitarbeiter, 
verursachen innere Leere und raf-
fen die Leistungsfähigkeit hoch-
motivierter Mitarbeiter dahin.
11% der Krankenstände 2011 und 
33% der frühzeitigen Berentung-
en gehen auf das Konto psychi-
scher Erschöpfungszustände. Es 
sind aber nicht die Zahlen, es ist 
der schleichende Verlust der Acht-
samkeit des Menschen seinen Be-
dürfnissen gegenüber, allen voran 
seinem ureigensten Bedürfnis nach 
Sinnerleben, der unsere globali-
sierte Gesellschaft bedroht.
Die Verdichtung der Anforderun-
gen, der Erwartungsdruck raubt die 
notwendige Eigenzeit, um uns un-
serer Wahlmöglichkeiten bewusst 
zu werden. Lösungen können aus 
eigener Kraft nicht mehr gefunden 

werden. Die Spirale des Unzuläng-
lichkeitsgefühls mündet in Resig-
nation – körperliche Erschöpfung, 
Krankheit ist die Folge. 
Gesundheit ein immer wieder her-
zustellender Zustand. Jeder trägt 
das Potential der Gesundheit in 
sich. Sie entsteht da, wo man ihr 
Beachtung schenkt. 
Die SOP GmbH fokussiert auf dieses 
Potential. Sie nutzt Quellen vorhan-
dener Widerstandsressourcen, um 
gesundheitsfördernde Verhaltens-
muster zu bahnen. 
Die betriebliche Gesundheitsför-
derung (BGF) bietet flexibel ange-
passte Methoden und Instrumente 
zu den Themen Selbststärkung, 
Arbeitsorganisation und Unter-
nehmenskultur. Ein gesundes 
Betriebsklima ist ein über den Ar-
beitsplatz hinausgehender Schutz 
vor persönlichen Fehlbelastungen. 
Ziel der Systemischen Organisa-
tions- und Personalentwicklung  ist 

es die heilende Kraft des „Gern-Mit-
einander Arbeiten“ zu nutzen und 
dadurch nachhaltiges Wachstum 
von Mensch und Unternehmen zu 
fördern.
BGF Projekte werden zu >50% ge-
fördert. Fordern Sie einen kosten-
losen „check“ Ihrer Unternehmens-
ressourcen über die SOP an!

Kontakt: dr Ingrid Novotna MSc 
medinfo@novotna.at

tel. 0676505870
www.SOP-Novotna.com 
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PERSONAL
VERREcHNuNG

Ferialpraktikanten 
Ferialpraktikanten sind Schüler 
oder Studenten, die als Ergänzung 
zu ihrer schulischen Ausbildung ein 
vorgeschriebenes Pflichtpraktikum 
in einem Betrieb absolvieren. Der 
Ausbildungszweck steht dabei im 
Vordergrund. Die im Betrieb erfolgte 
praktische Tätigkeit muss der in der 
Schule bzw. im Studium gewähl-
ten Fachrichtung entsprechen. Der 
Ferialpraktikant muss im Betrieb 
der gewählten Fachrichtung ent-
sprechend eingesetzt werden. Das 
Praktikum muss aber nicht in den 
Sommermonaten stattfinden. 
Dem Ferialpraktikanten ist es ge-
stattet, sich zum Zweck der Aus- 
und Weiterbildung im Betrieb zu be-
tätigen. Eine Arbeitsverpflichtung 
besteht jedoch nicht. Es darf weder 
eine Bindung an die betriebliche 
Arbeitszeit noch eine Weisungsge-
bundenheit gegeben sein! 

Der Inhalt und die Dauer des Prak-
tikums richten sich nach den Aus-
bildungsvorschriften der jeweiligen 
Schule bzw. des Studiums. 

ARBEItSREcHtLIcHE StELLuNG
Der Praktikant ist kein Arbeitneh-
mer im arbeitsrechtlichen Sinn. Es 
gelten für ihn daher auch keine 
arbeitsrechtlichen Bestimmungen 
wie Urlaubsgesetz, Entgeltfortzah-
lungsgesetz, Angestelltengesetz 
oder Kollektivvertrag. 
Achtung: Manche Kollektivverträge 
(z.B. Gastgewerbe) können auch 
vorsehen, dass Ferialpraktikanten 
wie Arbeitnehmer zu behandeln 
sind. Solche Praktikanten unter-
liegen infolge dessen den gesetz-
lichen und kollektivvertraglichen 
Bestimmungen über Entlohnung, 
Entgeltfortzahlung, Urlaub etc… 

ENtLOHNuNG
Ein reguläres Arbeitsentgelt ge-

bührt grundsätzlich nicht, sofern 
nicht der Kollektivvertrag eine 
verpflichtende Entlohnung (siehe 
oben) vorsieht. Ob ein Taschengeld 
bezahlt wird bzw. wie hoch dieses 
ist, unterliegt grundsätzlich der 
freien Vereinbarung. Die Entschei-
dung des Unternehmens, ob dem 
Ferialpraktikanten Taschengeld 
gewährt wird oder nicht, hat für die 
Fragen der Sozialversicherung ent-
scheidende Bedeutung. 

 Ferialpraktikant 
 ohne taschengeld
Ferialpraktikanten ohne Taschen-
geld sind nicht zur Pflichtversi-
cherung anzumelden. Während der 
Tätigkeit besteht Unfallversiche-
rungsschutz ohne Beitragsleistung 
des Arbeitgebers. 

 Ferialpraktikant 
 mit taschengeld
Wenn dem Praktikanten ein Ta-

schengeld bezahlt wird, ist eine An-
meldung bei der Sozialversicherung 
erforderlich. Dies gilt auch, wenn 
der Unternehmer dem Ferialprakti-
kanten geldwerte Sachleistungen 
zukommen lässt. 
Sollte das gewährte Taschengeld 
über der Geringfügigkeitsgrenze 
(heuer 376,26 €/Monat) liegen, 
führt dies zur Vollversicherung. Ist 
dies nicht der Fall, bleibt es bei ei-
ner geringfügigen Beschäftigung – 
die nur zu einer Unfallversicherung 
führt. Ebenfalls zu entrichten sind 
die Beiträge für die Abfertigung 
NEU (BMSVG).

 Sonderstellung Volontäre
Unterscheiden Sie Ferialpraktikan-
ten von Volontären! Auch Volontäre 
absolvieren zu Ausbildungszwe-
cken ein betriebliches Praktikum 
– allerdings ohne schulische Ver-
pflichtung dazu. Bei Erfüllung der 
strengen Voraussetzungen für ein 
Volontariat unterliegen diese eige-
nen melderechtlichen Vorschriften, 
über die wir Sie gerne im Rahmen ei-
ner speziellen Beratung informieren. 

Ferialarbeitnehmer 
Wenn keine schulische Verpflich-
tung zur Absolvierung eines Prak-

tikums besteht, spricht man nicht 
von Praktikanten. 

In diesem Fall sind die Schüler 
ganz normale Ferialarbeitnehmer 
und unterliegen den normalen ar-
beitsrechtlichen und kollektivver-
traglichen Regelungen. Sie sind 
fristgerecht anzumelden, gemäß 
Kollektivvertrag entsprechend ih-
rer Arbeitszeit zu entlohnen und 
haben auch Anspruch auf Sonder-
zahlungen, Urlaub, Entgeltfort-
zahlung etc., wie andere Arbeit-
nehmer auch. 

ARBEItSAuFZEIcHNuNGEN
Jeder Arbeitgeber (Achtung: auch 
Kleinbetriebe mit nur einem oder 
wenigen Mitarbeitern!) muss  Auf-
zeichnungen über die geleisteten 
Arbeitsstunden seiner Dienstneh-
mer führen. Diese Aufzeichnungen 
dienen u.a. der Kontrolle, ob die im 
Arbeitszeitgesetz (AZG) geregelten 
Vorschriften eingehalten werden.

Folgende wichtige Punkte 
sind zu beachten:
Die Aufzeichnungspflicht umfasst  
alle dienstnehmer, die in den Gel-
tungsbereich des AZG fallen, also 
zB auch Teilzeit- und geringfügig 
Beschäftigte. Eine Ausnahme bil-
den leitende Angestellte im engen 
Sinne, denen maßgebliche Füh-
rungsaufgaben selbstverantwort-
lich übertragen wurden.

Es kann - insbesondere bei Gleitzeit 
und Außendiensttätigkeit – verein-
bart werden, dass die Dienstnehmer 
selbst die Arbeitszeitaufzeichnun-
gen zu führen haben. Der Arbeit-
geber hat dabei den Arbeitnehmer 
jedoch unbedingt zur ordnungsge-
mäßen Führung dieser Aufzeich-
nungen anzuleiten. Des Weiteren 
muss sich der Dienstgeber die Ar-
beitszeitaufzeichnungen am Ende 

jeder Periode vom Arbeitnehmer 
aushändigen lassen und kontrol-
lieren, da einerseits die Aufzeich-
nungen Grundlage der richtigen 
Entlohnung sind und andererseits 
die rechtliche Verantwortung zur 
Führung der dienstaufzeichnungen 
immer beim dienstgeber liegt und 
somit ihn auch allfällige Konse-
quenzen bzw. Strafen für fehlende 
Arbeitszeitaufzeichnung treffen. 
Werden die Arbeitsaufzeichnungen 
von einem Zeiterfassungssystem 
geführt, so ist dem Dienstnehmer 
nach Ende des Durchrechnungs-
zeitraumes auf Verlangen Einsicht 
zu gewähren bzw. eine Abschrift 
der Arbeitsaufzeichnungen zu 
übermitteln.

Sofern der Dienstgeber die Auf-
zeichnungen führt, sollten die 
dienstnehmer mit ihrer unterschrift 
jedenfalls regelmäßig die Richtig-
keit der Arbeitszeitaufzeichnungen 
bestätigen. Dadurch kann sich der 
Dienstgeber vor der unberechtigten 
Geltendmachung von Mehrarbeits- 
bzw. Überstunden schützen.

Form: In welcher Art und Weise kon-
kret Arbeitszeitaufzeichnungen zu 
erfolgen haben, darüber gibt das 

Gesetz keine Auskunft. Zu doku-
mentieren sind jedoch jedenfalls 
die geleisteten Arbeitsstunden in-
klusive Beginn und Ende der täg-
lichen Arbeitszeit. Grundsätzlich 
sind in den Arbeitsaufzeichnungen 
auch die Ruhepausen mit Beginn 
und Ende festzuhalten. Festzu-
halten ist auch der Beginn und die 
Dauer eines etwaigen Durchrech-
nungszeitraumes. 

Sonderregelung für Außendienst-
mitarbeiter: Für Dienstnehmer, die 
ihre Arbeitszeit vorwiegend außer-
halb der Betriebsstätte verbrin-
gen und die Lage ihrer Arbeitszeit 
und ihren Arbeitsort weitgehend 
selbst bestimmen können (zB Au-
ßendienstmitarbeiter), genügen 
„Saldoaufzeichnungen“ (Summe 
Tagesarbeitszeit). 

WIcHtIG: 
AuF dEN LOHN- uNd GEHALtS-
ABREcHNuNGEN SINd dIE GE-
LEIStEtEN MEHRARBEItS- uNd/
OdER üBERStuNdEN AuSZu-
WEISEN. dIESE MüSSEN MIt dEN 
ARBEItSZEItAuFZEIcHNuNGEN 
üBEREINStIMMEN!
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In ein paar Wochen stellt sich wieder die Frage über die arbeits- und sozialversiche-
rungsrechtliche Vorgehensweise bei dienstverhältnissen mit Ferialpraktikanten und 
Ferialarbeitnehmern. Zusammenfassend lässt sich Folgendes sagen: 

SOMMERZEIt ISt FERIENZEIt
ABREcHNuNG VON FERIALPRAKtIKANtEN 
uNd FERIALARBEItNEHMERN
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Von wem werden die Aufzeichnun-
gen kontrolliert?
Kontrolliert wird die Aufzeich-
nungspflicht durch das Arbeitsins-
pektorat oder sonstige Prüforgane 
(zB GPLA-Prüfer). Der Dienstgeber 
hat den Kontrollorganen die erfor-
derlichen Auskünfte zu erteilen und 
auf Verlangen Einsicht in die Auf-
zeichnungen zu geben. 

Welche Folgen kann eine Nichtein-
haltung der Aufzeichnungspflicht 

haben? 
Bei Verstößen drohen dem Dienst-
geber lt. Arbeitszeitgesetz Geld-
strafen bis zu EURO 1.815,00 je 
Dienstnehmer! Auch für eine Prü-
fung der lohnabhängigen Abgaben 
durch Finanz oder Gebietskranken-
kasse sind die Arbeitszeitaufzeich-
nungen eine wichtige Grundlage. 
Sind die Aufzeichnungen unvoll-
ständig, gar nicht vorhanden oder 
stimmen nicht mit den entlohn-
ten Stunden überein, so kann der 

Prüfer zu niedrige Sozialversiche-
rungsbeiträge samt Verzugszinsen 
nachfordern bzw. ggf. sogar Schät-
zungen der Arbeitszeit vornehmen.

Zudem erschweren es unvollstän-
dige Aufzeichnungen dem Dienst-
geber, die korrekte Entlohnung 
seiner Dienstnehmer im Sinne des 
Lohn- und Sozialdumping-Bekämp-
fungsgesetzes zu belegen. Auch 
hier drohen erhebliche Geldstrafen!

MItARBEItERFöRdERuNGEN
Wir möchten wieder einmal die 
Gelegenheit nutzen, um daran zu 
erinnern, dass es von zahlreichen 
Stellen attraktive Fördermöglich-
keiten gibt, um die Qualifizierung 
von Arbeitnehmern zu erhöhen bzw. 
zu fördern.  
Die Vorteile für den Dienstgeber 
liegen unter anderem darin, dass 
durch den Besuch einer Weiter-
bildungsmaßnahme nicht nur die 
fachliche Qualifikation der Mitar-
beiter, sondern auch deren Motiva-
tion, Selbstvertrauen und Verbun-
denheit mit dem Unternehmen und 
somit auch der Unternehmenser-
folg steigt. 

Eine dieser Förderungen ist bei-
spielsweise die AMS-Qualifizie-
rungsförderung. 
Ziel dieser Förderung ist es, die 
Beschäftigung von Arbeitnehmern 
durch Qualifizierung zu sichern. 
Diese Förderung erhalten alle Ar-
beitgeber, die ihren Dienstnehmern 
eine Teilnahme an einer Qualifizie-
rungsmaßnahme ermöglichen.

Gefördert werden 
 Frauen, die höchstens einen 
Lehrabschluss oder Abschluss 
einer berufsbildenden mittleren 
Schule aufweisen,

 WiedereinsteigerInnen und
 ArbeitnehmerInnen 

 ab 45 Jahren,
 die sich in einem voll versiche-
rungspflichtigen Dienstverhältnis 
bzw. in Elternkarenz befinden.

Die Weiterbildungsmaßnahme muss 
dabei eine Mindestdauer von 16  
Unterrichtseinheiten aufweisen. 
Die Förderhöhe beträgt zwei Drit-
tel der Kursgebühren, unter be-
stimmten Voraussetzungen sogar 
drei Viertel davon. Um die Förde-
rung zu erhalten, muss der Antrag 
bereits vor Beginn der Qualifizie-
rungsmaßnahme bei der jeweiligen 
Landesstelle des AMS eingebracht 
werden. Für nähere Auskünfte ist 
das AMS gerne behilflich. 

MELdEPFLIcHtEN BEI BH BZW. MAGIStRAt  
AucH FüR AuSLäNdIScHE Eu-BüRGER!
In vielen Saisonbetrieben, sei es im 
Tourismus oder auch in der Bau-
branche werden oftmals auslän-
dische Arbeitnehmer in Österreich 
beschäftigt. 

EU-/EWR-Bürger genießen Visums-
freiheit und haben daher das Recht 
auf Aufenthalt und Niederlassung 
auf dem Territorium eines beliebigen 
EU-/EWR-Mitgliedstaates für einen 
Zeitraum von drei Monaten. Dieses 

Recht besteht unabhängig von de-
ren wirtschaftlicher Tätigkeit.

Sofern sich die ausländischen Ar-
beitnehmer jedoch länger als drei 
Monate in österreich aufhalten, 
müssen diese ihren Aufenthalt spä-
testens innerhalb von vier Monaten 
ab Einreise anzeigen. Die zuständi-
ge Behörde hierfür ist grundsätzlich 
die jeweilige Bezirksverwaltung. 

EU-/EWR-BürgerInnen dürfen nur 
unter bestimmten Voraussetzun-
gen für einen längeren Zeitraum als 
drei Monate in Österreich verblei-
ben. Aufenthaltsberechtigt sind die 
ausländischen Bürger, wenn sie 

 in Österreich Arbeitnehmer bzw. 
Selbständige sind oder

 für sich und ihre Familienan-
gehörigen über ausreichende 
Existenzmittel und einen umfas-

senden Krankenversicherungs-
schutz verfügen oder

 als Hauptzweck ihres Aufenthal-
tes eine Ausbildung einschließ-
lich einer Berufsausbildung an 
einer österreichischen Schule 
oder Bildungseinrichtung absol-

vieren und über ausreichende 
Existenzmittel und einen umfas-
senden Krankenversicherungs-
schutz verfügen. 

Weiters unterliegen alle Personen, 
die sich in Österreich aufhalten 

(Staatsbürger, EU-/EWR-Bürger, 
Drittstaatsangehörige), der Melde-
verpflichtung nach dem Meldege-
setz. Wer in Österreich Unterkunft 
nimmt oder eine Unterkunft aufgibt, 
ist zur An- und Abmeldung bei der 
zuständigen Gemeinde verpflichtet.

FAHRtENBücHER 
WIE FüHRt MAN SIE ORdNuNGSGEMäSS?
Damit Fahrtenbücher bei Prüfungen 
durch Finanz bzw. Gebietskran-
kenkassen nicht ins Kreuzfeuer 
gelangen und zu allfälligen unan-
genehmen Nachzahlungen oder gar 
Schätzungen führen, sind folgende 
Eckdaten bei der Führung der Auf-
zeichnungen unbedingt einzuhalten:
Fahrtenbücher sind formell und 
materiell richtig, vollständig und 
zeitnah zu führen, damit eine nach-
vollziehbare Kontrolle der gemach-
ten Angaben möglich ist.
Dies erfordert lt. Höchstgericht, 
dass im Fahrtenbuch zumindest das 
datum, die dauer, der Beginn und 
das Ende, der Start- bzw. Zielort, 
die Zwischenziele (inkl. zB Name und 
Anschrift des Kunden), die konkre-
ten Fahrtrouten und der Zweck jeder 
einzelnen Fahrt festzuhalten sind. 
Tachostände und Zeiten sind nicht 
zu runden (zB auf ganze 5 oder 10) 
sondern exakt anzuführen. Auch 
rein „großräumige“ Ortsangaben 
sind unzureichend. Privatfahrten 
(zB bei Arbeitnehmern die Strecke 
Wohnung – Arbeitsstätte) sowie 

betriebliche Fahrten sind jeweils als 
solche einzutragen. Wird außerdem 
nicht der lt. Routenplaner kürzeste 
Weg für eine Fahrt eingetragen, ist 
der gewählte Reiseweg genau an-
zugeben, so dass die Fahrtstrecke 
nachvollziehbar ist. Erfolgen des 
Weiteren an einem Tag mehrere Be-
rufs- und/oder Privatfahrten, so ist 
grundsätzlich jeweils der km-Stand 
nach jeder einzelnen Berufs- und/
oder Privatfahrt anzugeben.
Im Rahmen von Prüfungen werden 
auch oftmals die zum KFZ zugehö-
rigen Service- und Reparaturrech-
nungen oder „Pickerlberichte“ an-
gefordert, aus denen in der Regel 
der km-Stand des KFZ ersichtlich 
ist. Abweichungen zwischen die-
sen Belegen und dem Fahrtenbuch 
führen dazu, dass das Fahrtenbuch 
nicht anerkannt wird, was zu unan-
genehmen Folgen (zB Aberkennung 
halber Sachbezug) führen kann.
Ein weiteres problematisches 
Spannungsfeld ergibt sich, wenn 
die Zeiten im Fahrtenbuch nicht mit 
den Arbeitszeitaufzeichnungen zu-

sammenpassen sollten. Dies kann 
beispielsweise zur Nachverrech-
nung von Mehrarbeits- bzw. Über-
stunden führen.
Idealerweise sind die Fahrtenbü-
cher handschriftlich zu führen. 
Aufzeichnungen in elektronischer 
Form (zB mit Excel) führen zu gro-
ßem Diskussionspotential. Diese 
werden nämlich grundsätzlich nur 
anerkannt, wenn nachträgliche 
Abänderungen ausgeschlossen 
werden können. Wenn dann die 
elektronischen Aufzeichnungen 
nicht anderweitig (zB durch hand-
schriftliche Grundaufzeichnungen) 
glaubhaft gemacht werden können, 
dann gilt das Fahrtenbuch nicht als 
ordnungsgemäß geführt.
Erleichterung  bei nur fallweise 
– einige Male im Monat - durch-
geführten dienstreisen von Ar-
beitnehmern mit ihrem Privat-KFZ: 
Es genügt die Aufzeichnung der 
betrieblich gefahrenen Kilometer. 
Dazwischen privat gefahrene Kilo-
meter ergeben sich aus den aufge-
zeichneten Tachoständen.
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